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Verkündet

am ll‚Dezember 1964

I m N a m e n d e s V o l k e 8

In dem Rechtsstreit

o o o o 0 . o o . o o c 0 o o o o o . e o . . o o o

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigte: ° „ „ . „ „ . ° „ „

;f{‘ g e g e n

'
o o o o . o . . . . . . 0 o o o o o . o c . ' 0 (:

Beklagte und Revisionsbeklagté,

beigeladen:

| o 0 . | '

I. l‘

. 0 0 o . 0 0 " . 0 ° 0

hat der 10° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom ll0 Dezember 1964, an der

mitgewirkt haben

wo.
Senatspräsident Dro T e s m e r

' als Vorsitzender,

Bundesrichter S a u t t e r
und Bundesrichter Dr„ B r o c k e

als-weitere Berufsrichter9

Bundessozialrichter Dr„Drohoco M i e s b a c h
und Bundessozialrichter Dr, G e n e n g e r

als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannte

—Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des

Landessozialgerichts Niedersachsen vom 260 Juni 196?

aufgehoben° ' f'

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des

Sozialgerichts Lüneburg vom 130 Januar 1959 aufge-

hoben und die Klage als unbegründet abgewieseno

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatteno

Von Rechts wegeno
‘
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Der erste Ehemann der Klägerin, Unteroffizier Heinrich

"m‚ ist am 2° August 1945 gefalleno Durch Bescheid
des Wehrmachtfürsorge— und —versorgungsamts Hannover vom

6, September 1943 wurde daraufhin der Klägerin Witwengeld

nach dem Wehrmachtfürsorge— und —Versorgungsgesetz (WFVG)

bewilligt° Am 110 November 1944 heiratete sie den Unterm

offizier Kerl—Heinz St„;g„„m„ Auf ihren Antrag vom 60 De—

zember 1944 bewilligte das wehrmachtfürsorgee und —ver«
sorgungsamt Hannover mit Bescheid vom 220 März 1945 der

Klägerin eine Witwenabfindung in Höhe von 592% RM, von der

ein Betrag von 99 EM, den die Klägerin noch für die Zeit

nach dem November 1944 als nitwenrente erhalten hatte,

abgezogen wurde, so daß noch 5829 RM zu zahlen wareno In

dem Bescheid wurde ikr in Aussicht gestellt? daß dieser

Betrag bis zum 31„ Mai 1945 überwiesen werden Die Zahlung

von 5829 EM ist jedoch nicht mehr erfolgte

Im März 1952 stellte die Klägerin einen Antrag an das

Versorgungsamt auf Auszahlung des Abfindungsbetrages in

Höhe von 5829 EMO Das Versorgungsamt II Hannover lehnte

durch Bescheid vom 26° November 1952 diesen Antrag mit der

Begründung ab, daß die Zahlung von Witwenabfindungen auf

Grund einer Anordnung der Britischen Militärregierung schon

am 22° Mai 1945 verboten worden sei° Auch nach den Sozial«

versieherungsdirektiven Nr„ 11 und 27 habe die Klägerin

keinen Ansp‘ueh auf die Zahlung der früher festgestellten

Witvenabfindungo Der Uiderspruch der Klägerin hatte keinen

Erfolg(Widerspruehsbescheid des Landesversorgungsamts Niew

dersaozsen vom 180 März 1954)„ Die Klage hat das Sozial=

gericht (SG) Lüneburg durch Urteil vom 30 Mai 1955 als
verspätet abgewiesen. Das Landessozialgerieht (LSG) hat
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dieses Urteil aufgehoben und die Sache an das SG zurückven==

wiesen mit der Begründung, daß die Klage nicht verspätet er—

hoben werden sei (Urteil des LSG vom 13o Oktober 1955), Da

die Klägerin gebeten hat, im Hinblick auf die bevorstehende

Verabschiedung des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes (AKG)

von der Anberaumung eines Termine zur mündlichen Verhandlung

abzusehen (Schriftsatz vom 26° Juni 1956), ist über diese

Klage vom SG Lüneburg noch nicht entschieden werden.

Im Januar 1958 stellte die Klägerin bei der Oberfinanzdi»

rektion (DPD) Hannover den Antrag, über ihren Witwenabfinw

dungsanspruch‚ der unter 5 5 Abso 1 Nr, 2 AKG falle, zu

entscheiden, Die OTD lehnte mit Schreiben vom 29. April 1958

diesen Antrag ab, da der von der Klägerin geltend gemachte

Anspruch nach € 1 AKG erloschen sei° Die Heiratsabfindung

habe zwar ein Vielfaches der vor der Wiederverheiratung ge—

zahlten Versorgungsrente betragen, dies stelle jedoch ledig“

lich einen Berechnungsmodus für die Abfindung dar, sei aber

nicht als Kapitalisierung der Versorgungsrente 1.8, des 5 5

Abs„ 1 Nr0 1 AKG anzusehen,

Mit Schriftsatz vom 30. September 1958, eingegangen beim

SG Lüneburg am 2o Oktober 1958, hat die Klägerin gegen die

Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch die OFD Eianno»

ver, Klage erhoben mit dem Antrag, die Beklagte zu verur—

teilen, 592,80 DJ nebst 4 % Zinsen seit dem 1° April 1955

zu zahlen° Das SG hat mit Beschluß vom 200 November 1958

das Land Niedersachsen beigeladen, weil seine rechtlichen

Interessen durch die Entscheidung in diesem Verfahren be—

rührt werden, Kit Urteil vom 150 Januar 1959 hat das SG
unter Aufhebung des Bescheides der OFD Hannover vom 29°

April 1958 die Beklagte verurteilt, an die Klägerin 582,90 DM

zu zahlen; es hat im übrigen die Klage abgewiesen und die

5.4
a.„
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Berufung zugelasseno Das SG hat sich nach @ 29 AKG für
die Entscheidung über den von der Klägerin nach dem AKG

geltend gemachten Anspruch für zuständig gehalten, weil

es sich hierbei der Natur des Anspruchs nach um eine Ver«

sorgungsangelegenheit handle, für die nach 5 51 Abs° 1

des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) die Zuständigkeit der
Sozialgerichte gegeben sein Das Schreiben der OFD Hang

nover stelle einen anfechtbaren Verwaltungsakt dar, der

nach @ 5 Abs° 1 Nr. 2 AKG nicht rechtmäßig sei° ‘

Die Beklagte hat Berufung eingelegt, auf die das LSG Nie—

dersachsen das Urteil des SG Lüneburg vom 130 Januar 1959

aufgehoben und die Klage abgewiesen hat fUrteil vom

26° Juni 1962)o Es ist der Auffassung, daß die Klägerin

im vorliegenden Verfahren nicht einen Anspruch geltend

mache, der im WFVG, doho in einem Kriegsopferversorgungs—

gesetz, seine Rechtsgrundlage hatte und dem damit ein

öffentlich—rechtliches RechtsVerhältnis zugrunde lagc

Einen solchen AnSpruch habe die Klägerin zwar auch erho-

ben, er sei aber nicht Gegenstand dieses Verfahrens, son„

dern Gegenstand des noch beim SG Lüneburg anhängigen Ver—

fahrens S 6 Ko 205/56. Der Auffassung des SG in dem Ur—

teil Vom 15, Januar 1959, daß die Mitteilung der Bea
klagten vom 29° April 1958 ein Verwaltungsakt sei, könne

nicht zugestimmt werden, weil es sich hierbei um eine

rein fiskalische Maßnahme gehandelt habe, Fiskalakte

seien aber keine Verwaltungsakte, weil ihnen das Hoheits—

moment fehle, Bei dem von der Klägerin geltend gemachten

Anspruch, den sie auf 5 5 Abso 1 Nr° 2 AKG stütze, handle

es sich der rechtlichen Qualität nach um einen schuldw

rechtlichen Ansprucho In 5 25 AKG sei der Bund als Schuld—

ner positiv bestimmt, Die in @ 26 AKG vorgeschriebene

„5_
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Anmeldung des Anspruchs habe nicht die Bedeutung eines

verfahrensrechtliehen Antrags, der ein bestimmtes Ver—

waltungsverfahren in Gang setze, sondern stelle ledig—

lich eine Erklärung gegenüber dem Anspruchsschuldner dar"

Bei den Anmeldestellcn des 5 27 AKG handle es sich aus—
schließlich um Dienststellen der Anspruchsschuldner — sou

genannte Schuldnerdienststellcn — und nicht um Stellen,

vor denen ein besonderes amtliches Verwaltungsverfahren

wegen der zu eriüllenden Ansprüche durchgeführt werde„ Die

von diesen Schuldnerdienststellen abgegebenen Erklärungen

seien reine Schuldnererklärungen und keine Verwaltungsak—

te. wenn aber die Mitteilung der Beklagten kein Verwala

tungsakt sei, sondern lediglich eine fiskalische Maßnahme,

dann könne diese mit der Anfechtungsklage nicht angegriffen

werden; vielmehr sei der Rechtsweg in einem Solchen Falle

nicht vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit gegeben,

sondern gemäß 5 13 des Gerichtsverfaseungagesetzes (GVG)
der Zivilrechtsweg. Da das SG die Zulässigkeit des Rechteu

weges zu Unrecht bejaht habe, sei die Berufung begründet[)

Das Urteil des SG habe daher aufgehoben und die Klage als

unzulässig abgewiesen werden müssen° Eine Verweisung nach

% 52 Abs, 3 sec entfalle, weil die Klägerin ausdrücklich
erklärt habe, daß kein Verwe154ngsantrag gestellt werde°

Das LSG hat die Revision gegen
dieses Urteil zugelassen0

Gegen das am 110 Juli 1962 zugestellte Urteil des LSG hat

die Klägerin mit Schriftsatz Vom 160 Juli l962, eingegangen

beim Bundessozialgericht am 200 Juli 1962, Revision eingew

legt und diese gleichzeitig begründet. Sie beantragt,

unter Abänderung des angefochtenen Urteils die Be—

rufung der Beklagten gegen das Urteil des SG Lüne—

burg vom 130 Januar 1959 zurückzuweisen,

_6i
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hilfsweise, unter nufhebung des angefochtenen

Urteils den Rechtsstreit zur anderweiten Ver—

handlung und_Bntscheidung an das LSG zurückzu—

verweisen,

ferner hilfsueise, unter Aufhebung der Urteile

des SG Lüneburg vom 130 Januar 1959 und des LSG

Niedersachsen vom 260 Juni 1962 den Rechtsstreit

an das Landgericht in Lüneburg zu verweiseno

Die Klägerin rügt eine Verletzung des 5 51 SGG und der

@@5 Absa 1 Nro 2, 25 und 27 AKG° Zur Begründung der

Revision trägt sie vor,die Zuständigkeit der Sozialgee

richtsbarkeit hänge nicht davon ab, ob die Verfügung vom

29° April 1958 ein Verwaltungsakt oder ein Fiskelakt istc

Auch im letzteren Falle richte sich die Zuständigkeit

nach der Rechtsnatur des Anspruchs, “dessen Erfüllung"

verlangt werdeo Dieser Anspruch sei entgegen der Auffas»

sung des LSG nicht zivilrechtlicher Natur, sondern ein

Ansaruch aus dem WFVG, über den die Gerichte der Sozielu

werichtsbarkeit zu entscheiden hättenc Durch die Anordw

nung der Erfüllung derartiger Ansprüche im AKG werde keine

zivilprozessuale Zuständigkeit begründete Im übrigen komme

dem Piskulakt keine andere Bedeutung als die einer Pro=

zeßvoraussetz ng zug So sei nach dem Beamtenrechtsrehmenw

gesetz die Leistungsklage gegen den Fiskus davon abhängig,

daß er zur Zahlung aufgefordert werden sei„ Auch nach dem

Besatzungsschädengesetz von 1955 sei der Bescheid der Ver-

waltungsbehörde mit der Klage vor dem Verwaltungsgericht

anzui‘echtenc Ähnlich verhalte es sich bei Artc 8 des Fi—

nunzvertrages, der die Zivilrechtsklage an einen Vorbe—

scheid der Ämter für Verteidigungslasten bindeo

Die Beklagte beantragt die Zurückweisung der Revision; sie

nimmt auf ihr bisheriges Vorbringen, insbesondere auf die

Berufungsbegründung Bezugo

7_‚
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„ 7 _

Die durch Zulassung nach @ 162 Abs° 1 Nr° 1 SGG statt—

hafte Revision der Klägerin ist form— und fristgerecht

eingelegt und begründet worden (@@164, 166 SGG)O Die

Revision ist daher zulässig; sie ist auch insofern be—

gründet, als sich die Klägerin dagegen wendet, daß das

LSG die Zulässigkeit des Sozialrechtsweges verneint hat„

‚Die Klägerin rügt eine Verletzung des @ 51 SGG und der

@@5 Abs(] 1 Nr, 2, 25, 27 AKG mit der Begründung, das LSG

habe zu Unrecht die Sozialgerichtsbarkeit für unzuständig

gehaltene Das Berufungsgericht hat seine Auffassung9 daß

der Sozialrechtsweg im vorliegenden Falle nicht gegeben

sei, damit begründet, daß die Mitteilung der Beklagten

vom 290 April 1958 über die Ablehnung des von der Kläge=

rin im Rahmen des 5 5 AKG geltend gemachten Anspruchs kei—

nen Verwaltungsakt, sondern eine fiskalische Maßnahme dar—

stelle, die nicht mit der Anfechtungsklage angegriffen wer—

den könneo Es meint, daß schon damit nicht der Sozialrechtse

weg, sondern nach 5 13 GVG der Zivilrechtsweg gegeben sei()

Der Rechtsauffassung des LSG kann jedoch nur insoweit zuge«

'stimmt werden, als es die Mitteilung der Beklagten vom

29. April 1958 nicht als Verwaltungsakt angesehen hat° An«

meldestellen für die nach dem AKG zu erfüllenden Ansprüche

sind die in € 27 AKG aufgeführten Dienststellen, bei denen

es sich um sogenannte Schuldnerdienststellen und nicht um
Stellen handelt, vor denen ein besonderes amtliches Verwal—

tungsverfahren wegen der auf die Vorschriften des AKG ge—
stützten Ansprüche durchgeführt wird° Die von den Anmeldes

stellen abgegebenen Erklärungen, daß der nach dem AKG gel—

tend gemachte Anspruch anerkannt oder abgelehnt wird, sind

reine Schuldnererklärungen und keine öffentlich—rechtlichen

Verfahrensbescheide oder Verwaltungsverfügungen (vgl° Féauz

„8_
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de la Croix, Die Kriegsfolgenschlußgesetzgebung, Anm„ 1

zu © 27 AKG; ferner Doll, AKG, Anm° 10 zu @ 26)0 Daraus

ergibt sich jedoch nur, daß die Mitteilung der Beklagten

vom 29‚ April 1958 kein Verwaltungsakt ist und daher auch

nicht mit der ßnfechtungsklage im Verwaltungsstreitverfah—-

ren angefochten werden kann() Damit ist aber noch nicht die

Frage der Zulässigkeit des Sozialrechtswegs geklärt„ wie

das LSG offenbar meint; es muß vielmehr noch geprüft were

den, ob der Sozialrechtsweg nach @ 51 SGG ioV„m„ der Son—

dervorschrift des 5 29 AKG gegeben ist„ Nach 5 29 AKG kann

ein nach @ 26 AKG angemeldeter Anspruch, den eine Anmelde—

stelle (@ 27 AKG) abgelehnt hat, nur innerhalb von 6 Mona“
ten und nur vor dem Gericht geltend gemacht werden„ das

“nach der Natur des An8pruchs“ zuständig ist„ Diese Vorw

schrift ist in dem von der Bundesregierung dem Bundestag

vorgelegten Entwurf des AKG — zunächst als 5 24 b _ durch

den 220 Bundestagsausschuß eingefügt worden„ In dem schrift—

lichen Bericht dieses Ausschusses (BT—Druckso Nr„ 35299

20 Wahlperiode 1953) ist hierzu lediglich ausgeführt‚ daß

diese Vorschrift die gerichtliche Geltendmachung an die

Einhaltung einer Klegefrist.von 6 Konaten nach der Ablehm

nung kndpft; zu dem Begriff “nach der Natur des Anspruchs”

sind keine iusführungen gemacht werden„ Desgleichen ist

hierzu in der Beratung durch den Bundestag nichts gesagt

worden° Bei der durch @ 29 AKG getroffenen Zuständigkeite—

regelung kann sich die Natur des geltend gemachten Ansprudms

nur nach dem Rechtsgebiet richten, dem der Anspruch entw

springt° Der Anspruch der Klägerin, den sie im Rahmen des

9 5 AKGgeltend macht, ist auf die Auszahlung der ihr mit
escheid des Wehrmachtfürsorge— und —Versorgungsamts Hane

never vom 22„ März 1945 bewilligten Witwenabfindung nach

dem WEVG gerichtet° "Der Natur des Anspruchs nach" handelt

es sich daher insoweit um eine öffentlich—rechtliche

‚..9zs
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Streitigkeit in Angelegenheiten der Kriegsepferversorgüng,

für deren Entscheidung nach 5 51 Abs„ 1 SGG die Gerichte

der Sozialgerichtsbarkeit zuständig sind (vglo Féaux de la

Croix9 aaO Anm0 3 zu 5 29 AKG; Böll, aaO Anmo 4 zu © 29 AKG)°

Das LSG hat somit den Sozialrechtsweg zu Unrecht nicht als

gegeben angesehen° Dem steht auch nicht entgegen, daß die

Mitteilung der Beklagten vom 290 April 1958 keinen anfechtw

baren Verwaltungsakt darstellto Sofern der Sozialrechtsweg

gegeben ist, kann nach @ 54 Abs„ 5 SGG mit der Klage die Ver—

urteilung zu einer Leistung? auf die ein Rechtsanspruch be—

steht, auch dann begehrt werden, wenn ein Verwaltungsakt _
wie im vorliegenden Falle — nicht zu ergehen hattea Das ange—

fochtene Urteil war daher aufzuheben°

Bei der nunmehr zu treffenden Entscheidung war zunächst die

Zulässigkeit der Berufung der Beklagten
zu prüfen° Das SG

Lüneburg hat in seinem Urteil vom 13° Januar 1959 die Beru—

fung zugelassen; es ist somit davon ausgegangen, daß die Bee

rufung im vorliegenden Falle nach @ 144 Abso 1 Nr„ 1 SGG—«
der Anspruch auf Heiratsabfindung ist eine einmalige Leiu

stung ins° dieser Vorschrift — an sich ausgeschlossen ist„

Es könnte allerdings fraglich sein, ob die Ausschließungs„

gründe der @@144 ff SGG auch dann Anwendung finden können9

wenn die Zuständigkeit der Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit

auf der Sondervorschrift des 5 29 AKG beruht, die insoweit

keine Einschränkung der Berufungsmöglichkeit vorsieth Diese

Frage kann jedoch dahingestellt_bleibeno Sollte die Berufung

im Hinblick auf die angeführte Erwägung zulässig sein, weil

die Ausschlußgründe der 55 144 ff SGG nicht eingreifen9 dann

wäre der Ausspruch über die ausdrückliche Zulassung der Be»

rufung überflüssig gewesen; ist aber die Berufung im vorlieu

genden Falle nach @ 144 Abso 1 Nro 1 SGG ausgeschlossen? dann

i]o„
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ist sie infolge ausdrücklicher Zulassung nach @ 150 Nrß ?
SGG ebenfalls zulässige

Einer Entscheidung steht, wie das SG Lüneburg in seinem

Urteil vom 13, Januar 1959 zutreffend ausvefuhrt hat, auch

nicht @ 94 Abso 2 SGG im Hinblick darauf entgegen, daß bei

dem SG Lüneburg noch das Verfahren S 6 Ko 203/56 anhängig

ist, in dem die Klägerin den Anspruch auf Auszahlung der

mit Bescheid vom 220 März 1945 bewilligten Heiratsabfinw

dung unmittelbar auf Kriegsopferversorgungsgesetze stützto

Nach 5 94 Abso 2 SGG ist eine neue Klage während der Rechts»
hängigkeit unzulässig, wenn die Streitsache schon bei einem

Gericht der“Sozialgerichtsbarkeit rechtshängig ist, Rechts—

hängig eit i„so dieser Vorschrift setzt die Gleichheit des

Streitgegenstandes und der Beteiligten in beiden Verfahren

voraus (vg-glc Peters/Sautter/Wolff, Komm„ zur SGb, Anm(] 5

zu 5 94 SGGJO In dem noch vor dem SG Lüneburg anhängigen

Verfahren 5 6 Ko 203/56 ist das Land Niedersachsen Beklagg

ter9 während im vorliegenden Verfahren die Bundesrepublik

Deutschland beklagte ist„ Außerdem handelt es sich in je—

nem Verfahren um einen Anspruch, der unmittelbar auf Ver—

sorguxgsg=setze gestützt wird, während hier die Klägerin

ihren Anspruch auf Erfüllung der nicht ausgezahlten Heie

ratsabfindung auf 5 5 AKG stützto Der Senat hatte somit

in der Sache selbst zu entscheiden„

Im Revisionsverfahren hat die Beklagte erstmals geltend

gemacht, daß sie in dieser Streitsache nicht passiv legi—

timiert sei, weil es sich um einen AnSpruch i„S0 des 5 25

Abs, 2 Nr, 2 AKG handle, der im Rahmen von Verwaltungsaufu

gaben entstanden sei, die auf einen anderen öffentlichen

Rechtstrüger (das Land Niedersachsen) übergegangen seien()
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Es kann dahingestellt bleiben, ob diese Vorschrift im voru

liegenden Falle Anwendung finden könnte; denn die Beklagte

ist auf jeden Fall nach @ 25 Abs0 5.AKG passiv legitimiert°

Nach dieser Vorschrift kann in den Fällen des Absatzes 2

auch vom Bund lrfüllung des Anspruchs verlangt werden, sofern

dieser nicht das Vorliegen der in Absatz 2 bezeichneten Voraus—

setzungen nachweist° Aus der Stellung im Gesetz und insbesonn

dere aus der amtlichen Begründung zu @ 25 Abso 3 — im Gesetzw

entwurf @ 23 Abs° 3 — (vglo BT—D1ucks. Nr, 1659, 2° Wahlperiu

ode, So 61) ergibt sich eindeutig, daß diese Vorschrift be—

zweckt, dem Gläubiger die oft schwierige Ermittlung des An«

spruchsschuldners abzunehmen„ Nach der amtlichen Begründung be—

rechtigt @ 25 Abs. 3 AKG den Gläubiger, "die Erfüllung seines

Anspruchs in jedem Falle vom Bund zu verlangen, es sei denn,

daß der Bund ihg nachweist, daß ein anderer Rechtsträger hafa

tet (Vgl. auch Böll, aaO Anm° 7 zu @ 25; Féaux de la Croix,

aaO Anno B 2 d zu @ 25)° vird somit ein Anspruch nach dem AKG

bei einer der in 5 27 Abso 1 AKG aufgeführten Anmeldestellen
des Bundes angemeldet, muß dem Antragsteller schon von der

Anmeldestelle nachgewiesen werden, daß ein anderer Rechtsträ—

ger hafteto Geschieht dies nicht, so kann der Gläubiger in je»=

dem Falle die Erfüllung des Anspruchs vom Bund verlangen, Da

die OFD der Klägerin nicht einen anderen, für den von ihr gelu

tend gemachten AnSpruch haftenden Rechtsträger nachgewiesen’hat9

ist die Beklagte nach 5 25 Abs„ 3 AKG im vorliegenden Rechts—
streit passiv legitimiert0

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des SG Lüneburg

vom 130 Januar 1959 ist begründet, weil der von der Klägerin

geltend gemachte Anspruch nicht auf 5 5 Abso 1 AKG gestützt&

werden kanno Nach 5 5 Abs, 1 Nr, 1 AKG sind Ansprüche auf
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Zahlung von Renten, die der Versorgung der Berechtigten

dienen oder auf einer Verletzung des Lebens, des Körpers,

der Gesundheit oder der Freiheit beruhen, sowie Ansprüche

aus der Kapitalisicrung derartiger Renten zu erfülleng so—

weit Leistungen aus diesen Ansprüchen für die Zeit nach

dem Bl, März 1950 geschuldet werden° Der von der Klägerin

geltend gemachte Anspruch kann auf diese Vorschrift schon

deswegen nicht gest9tzt werden, weil die mit Bescheid V0m

22„ März 1945 bewilligte Witwenabfindung nach dem WFVG

nicht für die Zeit nach dem 31° März 1950 geschuldet wirdo

Ganz abgesehen davon handelt es sich bei der Heiratsabw

findung auch nicht um die Kapitalisierung einer Rente?

die der Versorgung des Berechtigten diente Allerdings ere

hält die Witwe im Falle der Wiederverheiratung nach 5 44

Abs„ 1 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) anstelle des

Anspruchs auf Rente eine Abfindungo Diese Abfindung ist

jedoch schon begrifflich keine Kapitalisierung„ weil der

Anspruch auf Witwenrente mit der Wiederverheiratung endet

und daher künftige Rentenbeträge nicht kapitalisiert wer—

den können (vgl. zur Kapitalabfindung @@72 ff BVG? ins«

besondere @ 78 a)„ Im übrigen ist nach @ 44 Abs° ? Satz 2

BVG idF des 1„ Neuordnungsgesetzes die Abfindung auch dann

zu zahlen, wenn im Zeitpunkt der Wiederverheiratung kein

Anspruch auf Rente bestando Hiernach liegt bei der Heie

ratsabfindung keine Kapitalisierung einer Rente 1080 des

% 5 Abso ? Nr„ 1 AKGvor (vgl° auch BSG 21, 729 73}0

Der von der Klägerin geltend gemachte Anspruch kann auch

nicht auf 5 5 Abs° 1 Nr° 2 AKG gestützt werden„ Danach

sind Ansprüche zu erfüllen, die auf einer Verletzung des
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Lebens, des Körpers, der Gesundheit oder der Freiheit

beruhen und nicht auf Zahlung von Renten gerichtet

sind, jedoch nicht über den Betrag der Leistungen

hinaus, die das Bundesentschädigungsgesetz für Schä—

den dicser Art vorsieht, Zwar hätte die Klägerin keiw

nen Anspruch auf die Zahlung einer Versorgungswitwen—

rente gehabt, wenn ihr erster Ehemann nicht im Kriege

gefallen wäre, Daß ihr eine Heiratsabfindung durch den

Bescheid des Wehrmachtfürsorge— und —Versorgungsamts

Hannover vom 220 Kärz 1945 bewilligt werden ist, be—

ruht aber nicht unmittelbar auf einer Verletzung des

Lebens ih1es ersten 15hanannes° Vielmehr erhält die

Witwe in einem solchen Falle die Heiratsabfindung des—

wegen, weil sie sich wiederverheiratet hat, Der An—

spruch auf Heiratsabfindung beruht somit auf der Tat—

sache der Wiederverheiratung und fällt daher nicht un—

ter 5 5 Abs() 1 hr. 2 AKGO

Auf die Revision der Klägerin mußte daher das angefochm

tens Urteil aufgehoben werden, weil das LSG zu Unrecht

den Sozialrechtsweg verneint hate Auf die Berufung der
Beklagten war das Urteil des SG Lüneburg vom 130 Januar

1959 ebenfalls aufzuheben und die Klage als unbegründet

abzuyeisen, weil die Voraussetzungen des 5 5 Abs0 1 AKG
hinsichtlich des von der Klägerin geltend gemachten

Anspruchs nicht gegeben sind, Eine reformatio in peius

liegt im Hinblick darauf, daß das LSG unter Aufhebung

des Urteils des SG die Klage wegen Unzulässigkeit des
Sozialrechtswegs abgewiesen hat, nicht vor, weil in

einem solchen Falle die Parteien durch das Urteil des

LSG keinen Besitzstand erlangt haben, der durch das Ver—

bot der reformatio in peius geschützt werden könnte (vgla
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Rosenberg, Lehrbuch des deutschen Zivilprozeßrechts;

8O_Auflo, Anmu I 2 b zu @ 138 und Anmo III 2 zu @ 143)o

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG°
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